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Regierungsrat Büchel 
an Medienkonferenz in Wien 

(pafl) A u f  Einladung der österreichi­
schen Regierung findet am 9. und 10. De­
zember 1986 in  Wien das erste Treffen 
der  europäischen Medienminister statt. 
Liechtenstein wird an  dieser Ministerkon­
ferenz des Europarates durch den Res­
sortinhaber Verkehr, Regierungsrat Wil­
fried Büchel, und Ressortsekretär lic. iur. 
Marzeil Beck vertreten sein. 

E s  ist das Ziel dieser ersten Minister­
konferenz über Medienpolitik, nach We­
gen zu suchen, die europäische Fernseh­
programmherstellung durch multinatio­
nale Zusammenarbeit und Koproduktion 
zu  fördern. Sie wird auch das Verhältnis 
zwischen privaten und öffentlichrechtli­
chen Anstalten untersuchen angesichts 
des verstärkten Wettbewerbs durch Ka­
belfernsehen, Satellitenübertragung und 
anderer technischer Neuerungen. 

Die Konferenz wird voraussichtlich 
eine politische Erklärung und eine Reihe 
von Erschliessungen verabschieden. 

Für Hochbauten wird der Mittelbedarf ansteigen 
Die Investitionsrechnung der Jahre 1987 bis 1991 - rund 70 Millionen Ausgaben p r o  Jahr 

Im Rahmen der Finanzplanung hat die 
Regierung dem Landtag auch eine Über­
sicht über die vorgesehenen Investitionen 
vorgelegt. Im Durchschnitt rechnet die 
Regierung mit einem Mittelbedarf von 70 
Mio. Franken pro Jahr für die Planungs­
periode 1987 - 1991. Rund zwei Drittel 
der vorgesehenen Ausgaben betreffen 
eigene Investitionen des Staates, wäh­
rend rund ein Drittel als Investitionsbei­
träge an Dritte entfällt. 

I n  den  Rechnungsjahren 1980 bis 1985 
beliefen sich die Investitionsausgaben 
noch auf  51,5 Mio. Franken im Mittel pro 
Jahr. Bei dieser Ausgangslage fiel die 
Ausweitung der Investitionsvorhaben auf 
78,6 Mio. Franken im Budgetjahr 1986 
ausgeprägt in Erscheinung. In  diesen 
Mehrausgaben kommen vor allem die 
Vorfinanzierungskredite für den Aufbau 
der Gasversorgung zum Ausdruck. Sie 
belasten auch das kommende Jahr mit 

betragsmässig gewichtigen Aufwendun­
gen. Gesamthaft fallen im Planungszeit­
raum investive Ausgaben in Höhe von 
358,7 Mio. an, was einer mittleren jährli­
chen Investitionsquote von 71,7 Mio. 
Franken entspricht. Die vorgesehenen 
Investitionsvorhaben heben sich damit 
deutlich von den Durchschnittswerten 
der Jahre 1980 bis 1985 ab. 

Wird ein Kunsthaus realisiert? 
Der  Kreditrahmen für die eigenen 

Hochbauten wurde für 1987 mit Rück­
sicht auf die ausgeprägten Auslastungen 
der Bauwirtschaft auf 10,6 Mio. Franken 
festgesetzt. In  den Folgejahren steigt der  
Ausgabenrahmen für die Hochbauten auf 
rund 16,8 Mio. Franken pro Jahr  an. Im 
Mittelpunkt de r  Bautätigkeit stehen zu 
Beginn des Planungszeitraumes die Fer­
tigstellung des Werkhofes in Triesenberg, 
die Erstellung des Postgebäudes in Mau-

Mannschaftsbestand der Polizei wird aufgestockt 
Bis 1991 soll der Personalbistand beim Sicherheitskorps 55 Personen betragen 

Die Aufgaben für das Sicherheitskorps 
sind in den letzten Jahren ständig ange­
stiegen, während der Personalbestand 
mit dem erweiterten Aufgabenbereich 
und der vermehrten Arbeit nicht Schritt 
halten konnte. Die Regierung hat des­
halb den Beschluss gefasst, bis 1991 den 
Personalbestand der Polizei sukzessive 
von heute 45 auf 55 Personen zu erhöhen. 
Aus der nachfolgenden Begründung der 
Regierung geht hervor, weshalb die Ein­
stellung weiterer Polizisten (oder viel­
leicht auch Polizistinnen?) notwendig ist. 
Die Regierung hat im Frühjahr 1984 eine 
Überprüfung der internen Organisation 
des Sicherheitskorps beschlossen. In Zu­
sammenarbeit mit einem externen Bera­
tungsunternehmen wurde die interne Or­
ganisation analysiert und ein Konzept, 
welches kurz- und längerfristige Verbes-
serungsmassnahmen beinhaltet, erarbei­
tet. Das Beratungsunternehmen hat im 
Herbst letztes Jahres, im Anschluss an 
eine Informationsversammlung und Ge­
spräche mit den Mitgliedern des Sicher­
heitskorps, alle Tätigkeiten detailliert er-
fasst und Verbesserungsmassnahmen vor­
geschlagen. Diese Massnahmen haben 
zum Ziel, die Arbeit zu vereinfachen und 
rationalisieren, unter Einsatz weiterer 
moderner Hilfsmittel, und das Sicher­
heitskorps auch von administrativen Auf­
gaben zu entlasten. 

Entwicklung des Personalbestandes 
Im Jahre 1973 hat der  Landtag be­

schlossen, den Mannschaftsbestand des  
Sicherheitskorps von 27 auf  33 Mann zu 
erhöhen. Aufgrund eines Berichtes, de r  
die personelle Unterdotierung aufzeigte, 
hat  der  Landtag bereits ein Jah r  später 
beschlossen, den Mannschaftsbestand des 
Sicherheitskorps auf 40 Mann zu erhö­
hen. Im Jahre 1982 hat de r  Landtag de r  
Erhöhung des Mannschaftsbestandes von 
40 auf 45 Mann zugestimmt.. Diese in den 
vergangenen Jahren vom Landtag bewil­
ligten Stellen wurden in der  Zwischenzeit 
alle mit ausgebildeten Polizeimännern 
besetzt. In dieser Zeit sind aber  auch drei 

Volksabstimmung 
am 5.I7-. Dezember 1986 über 
die erleichterte Einbürgerung 

weil es unsere 
Verwandten, 
Freunde und 
Bekannten sind. 

Mitglieder des Sicherheitskorps aus dem 
Dienst ausgeschieden. Im zurückliegen­
den Jahr verlor das Sicherheitskorps auf­
grund des bekannten tragischen Ereignis­
ses den Chef der Fahndungspolizei. Das  
Sicherheitskorps zählt somit heute 41 Po­
lizisten und 2 Verwaltungsangestellte. 
1986 wurden von der Regierung 6 neue 
Polizisten eingestellt. Sie besuchen der­
zeit die Polizeirekrutenschule in Zürich. 
Anschliessend werden sie abwechslungs­
weise während 6 Monaten in der Rekru­
tenschule und während 6 Monaten in der 
Praxis eingesetzt. Diese 6 neuen Polizi­
sten werden demnach frühestens im Jahre 
1988 zur Verfügung stehen. Anschlies­
send werden sie eine 1jährige interne 
Ausbildung durchlaufen. In dieser Zeit  
wird ein weiteres Mitglied des Sicher­
heitskorps aus Altersgründen ausschei­
den und erfahrungsgemäss muss auch mit 
einer weiteren gewissen personellen 
Fluktuation gerechnet werden. 

Immer neue Aufgaben 
Zusätzlich zu den im Rahmen der 

Überprüfung der internen Organisation 
des Sicherheitskorps künftig anfallenden 
neuen Aufgaben ist eine weitere Erhö­
hung des Mannschaftsbestandes des Si­
cherheitskorps in den kommenden Jah­
ren auch aufgrund von nachstehenden 
Überlegungen notwendig: Ständig zuneh­
mende Aufgaben erwachsen dem Sicher­
heitskorps nicht nur aufgrund der  Zunah­
me der  Bevölkerung und des Verkehrs, 
sondern auch durch andere Entwicklun­
gen, wie die Zunahme verschiedener De­
likte (z.B. Eigentumsdelikte) sowie die 
erhöhte Dienstleistung in Zusammen­
hang mit den stark im Zunehmen begrif­

fenen Verfahren beim Landgericht. Die 
Zunahme der  Strafverfahren und die 
Komplexität de r  Ermittlungen, insbeson­
dere in bezug auf Wirtschaftsstrafverfah­
ren, wirken sich auch i n  grossem Masse 
auf die Arbeit des Sicherheitskorps aus. 
Die Bekämpfung des Drogenmissbrauchs 
sowie die Durchsetzung von fremdenpoli­
zeilichen Bestimmungen erforderten in 
den vergangenen Jahren einen verstärk­
ten Einsatz des Sicherheitskorps. 

Aufstockung bis 1991 
Aufgrund der ausserordentlichen Zu­

nahme der  Aufgabenstellungen des Si­
cherheitskorps erachtet die Regierung 
neben de r  Schaffung der organisatori­
schen und ausrüstungsmässigen Voraus­
setzungen auch die Erhöhung des Perso­
nalbestandes als eine unbedingt notwen­
dige Massnahme. Die Regierung hat sich 
vor kurzem mit dieser Angelegenheit be-
fasst und beschlossen, den Bestand des 
Sicherheitskorps bis 1991 auf 55 Mann zu 
erhöhen und beim Landtag einen ent­
sprechenden Antrag einzureichen. Mit 
den im laufenden Jahr eingestellten 6 Po­
lizisten erhöht sich der  Mannschaftsbe­
stand des Sicherheitskorps bis zum Jahr  
1988 auf 46; dies unter der  Vorausset­
zung. dass keine weiteren Abgänge zu 
verzeichnen sind. Im kommenden Jahr  
beabsichtigt die Regierung, 6 weitere Po­
lizisten einzustellen und in die Ausbil­
dung zu schicken. Unter Berücksichti­
gung der  l/:jährigen Ausbildungszeit wä­
ren die neuen Polizisten bis 1989 für die 
interne Ausbildung einsatzbereit. Übe r  
die weitere Aufstockung bis zum gewün-
schen Soll-Bestand von 55 Mann soll im 
Jahre 1989 entschieden werden. 

ren und des PTT-Magazins in Schaan so­
wie die Erweiterung des Schulzentrums 
Mühleholz zur Gewinnung zusätzlicher 
Räume. Der Neubau für das Sicherheits­
korps, die Motorfahrzeugkontrolle und 
das Untersuchungsgefängnis ist in den 
Jahren 1988 bis 1990 zur Ausführung vor­
gesehen. Mitte der  Planungsperiode be­
ginnen dann die Arbeiten für die Renova­
tion und den Ausbau des Verweserhau­
ses, denen sich das Landtagsgebäude als 
Bestandteil der  Gestaltungsmassnahmen 
des Regierungsviertels anschliesst. Mit 
den Arbeiten zur Renovation der  Burg 
Gutenberg soll mitte 1989 begonnen wer­
den, wobei ein längerfristiges Sanierungs­
konzept vorgesehen ist. Nach einer län­
gerfristigen Projektierung wird anfangs 
der Neunzigerjahre auch mit  den notwen­
digen Erweiterungsbauten für das Schul­
zentrum Mühleholz zu beginnen sein. 
Sollte sich im Planungszeitraum ein 
Kunsthausprojekt realisieren lassen, so 
müssten entweder die vorgesehenen Mit­
tel erhöht oder Rückstellungen bei den 
erwähnten Projekten vorgenommen 
werden. 

Fünf Millionen für Strassenbau 
Der Kreditrahmen für die Tiefbauvor­

haben hebt sich in den Jahren 1987 bis 
1988 als Folge der zusätzlichen Aufwen­
dungen für die geplante Sanierung und 
Erweiterung des Strassentunnels Gnalp-
Steg von den Durchschnittswerten der  
Vorjahre ab. Gegen Ende des Planungs­
zeitraumes reduziert sich der  Ausgaben-
rahmen wieder auf die für Strassenver-
besserungen übliche Jahrestranche von 5 
Mio. Franken pro Jahr. 

Bei den Investitionsbeiträgen an die 
Gemeinden wurden die Planwerte ent­
sprechend der bisherigen Budgetpolitik 
weitgehend stabilisiert. Dies gilt sowohl 
für die Bausubventionen für Hochbau­
ten, Tiefbauten. Sportanlagen sowie auch 
für die Rhein- und.Rüfeschutzbauten der 
Gemeinden. 

KOMMENTAR 
In etwa anderthalb Wochen wird der 

Landtag, wie jedes Jahr üblich, den Lan­
desvoranschlag für  das kommende Jahr 
beraten und genehmigen. Die Beratung 
und Verabschiedung des Budgets ist eines 
der rund zwanzig Geschäfte, die der 
Landtag in einem einzigen Tag durchzu­
arbeiten hat. Da bleibt nicht viel Zeit für  
lange Diskussionen, da stehen nicht die 
einzelnen Budgetkosten als Einnahmen 
oder Ausgaben, sondern nur noch die 
nackten Zahlen im Vordergrund. Das Le­
sen der Zahlen dürfte mehr Zeit in A n ­
spruch nehmen als die Beratung des Vor­
anschlags selbst. 

Die Ausgaben von 350 Millionen Fran­
ken werden, wenn den Beispielen früherer 
Jahre gefolgt wird, was mit grosser Wahr-

Schnell weg vom Tisch 
scheinlichkeit angenommen werden kann, 
ohne langes Gerede einstimmig verab­
schiedet. Die Abgeordneten der Regie­
rungsfraktion verspüren ohnehin wenig 
Lust, ihrer Regierung am Zeug zu  flicken, 
und bei der Opposition machte sich in den 
letzten Jahren zunehmend ein gewisser Fa­
talismus breit, eine warnende Stimme ge­
genüber der Politik des VerteUens z u  erhe­
ben und stattdessen eine echte Finanzpoli­
tik zu fordern. Solange genügend Geld' 
vorhanden ist, wirken Appelle an Spar­
samkeit und gerechter Verteilung ohnehin 
deplaziert. 

Dennoch, ganz egal darf  weder dem 
Parlament noch dem Volk die Finanzpoli­
tik nicht werden. Doch um mitreden zu  
können, müsste der Landtag zuerst über 
die notwendigen Instrumente - und über 
mehr Zeit - verfügen. Damit bleibt wieder 
die Frage nach der Parlamentsreform üb­
rig. Aber wenn schon genügend Geld vor­
handen ist, warum dann nicht einmal et­
was für  den Landtag abzweigen, damit er 
sich ein eigenes Sekretariat aufbauen 
kann? Damit er auch in der Lage wäre, 
kompetent über Fragen der Finanzpolitik 
mitzureden. (G.M.)  

Landesbank-PS als Renner 
Ausgabe um ein Vielfaches überzeichnet 

Die PS-Emission der Liechtensteini­
schen Landesbank entwickelt sich immer 
mehr zu einem «Renner». Wie wir ge­
stern von Prokurist Hans Thöny, haupt­
verantwortlicher Leiter für die technische 
Abwicklung der PS-Ausgabe auf Anfrage 
hin erfuhren, sei jetzt schon abzusehen, 
dass die Landesbank-Emission um ein 
Vielfaches überzeichnet werde. 

A m  Hauptsitz und in den Agenturen 
herrsche Hochbetrieb. Auf dem sog. 
«grauen Markt» wird der Partizipations­
schein momentan (Stand gestern Freitag 
mittag) auf der Basis von 490/520 Franken 
gehandelt. Das entspricht in etwa dem 

Dreifachen des Ausgabepreises von 175 
Franken. 

Die Zeichnungsfrist läuft noch bis zum 
12. Dezember 1986. mittags. Insgesamt 
hat die Landesbank unter der  Konsortial-
führung der  Zürcher Kantonalbank 
400 000 Inhaber-PS zum Nennwert von 
50 Franken mit Dividendenbeteiligung a b  
dem 1. Januar  1987 herausgegeben. Die  
Zuteilung erfolgt nach Schluss d e r  Zeich­
nungsfrist, wobei in erster Linie die Be­
völkerung des Fürstentums Liechtenstein 
berücksichtigt wird. Da eine deutliche 
Überzeichnung absehbar ist, werden die 
Banken bei de r  Zuteilung Kürzungen 
vornehmen müssen. Nicht betroffen von 
der Kürzung sind die garantierten 6 P S  
für alle im Lande wohnhaften Personen. 
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